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Zweite EG-Richtlinie zur Harmonisierung 
der Gesellschaftsteuer 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Eine erste Harmonisierungsrichtlinie des Rates vom 17. Juli 
1969 sieht vor, daß die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft den 
Steuersatz für die Gesellschaftsteuer ab 1. Januar 1972 in den 
Grenzen von 1 bis 2 v. H. der Bemessungsgrundlage festlegen. 
Für bestimmte Gesellschaftszusammenschlüsse ist eine Ermäßi- 
gung um 50 v. H. vorgesehen. 

Die Kommission strebt eine weitergehende Harmonisierung an. 


B. Lösung 

Der neue Vorschlag der Kommission sieht ab 1. Januar 1974 
einheitlich für die Gemeinschaft einen Gesellschaftsteuersatz 
von 1 v. H. — bei bestimmten Gesellschaftszusammenschlüssen 
von 0,5 v. H. — vor. Die Bundesrepublik will dem Fortschritt 
der Harmonisierung nicht im Wege stehen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

Wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Die Durchführung der Richtlinie führt zu Steuermindereinnah- 
men des Bundes ab 1974 (1974: 115 Millionen DM; 1975: 123 Mil- 
lionen DM). 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Richtlinie des Rates betreffend die Festsetzung 
gemeinsamer Sätze der Gesellschaftsteuer 

— Drucksache VI/1849 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Becker (Mönchengladbach) 


Der Vorschlag der Kommission — Drucksache 
VI/1849 — wurde mit Schreiben des Herrn Präsiden- 
ten vom 23. Februar 1971 an den Finanzausschuß 
sowie mitberatend an den Ausschuß für Wirtschaft 
und den Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat über die Vorlage am 
11. März 1971, der Ausschuß für Wirtschaft am 
6. Mai 1971 und der Finanzausschuß am 13. Mai 1971 
beraten. 

Eine erste Harmonisierungsrichtlinie des Rates 
vom 17. Juli 1969 überließ es den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft, zum 1. Januar 1972 den Steuer- 
satz für die Gesellschaftsteuer in den Grenzen von 
1 bis 2 v. H. festzulegen; für bestimmte Gesell- 
schaftszusammenschlüsse (z. B. Verschmelzungen) 
sah diese Richtlinie eine Ermäßigung des gewählten 
Steuersystems um mindestens 50 v. H. vor. Danach 
ergab sich nur für Belgien und Deutschland (Steuer- 
satz 2,5 v. H.) eine Verpflichtung zur Herabsetzung 
der Gesellschaftsteuer. Die damals gefundene Rege- 
lung war ein Kompromiß, der von Anfang an nicht 
als Endzustand der Harmonisierung auf dem für 


einen gemeinsamen Markt bedeutsamen Gebiet 
einer Gesellschaftsteuer betrachtet wurde. Die Bun- 
desrepublik war damals unter Hinweis auf ihren 
begrenzten Haushaltsspielraum nicht zu einer wei- 
tergehenden Verpflichtung bereit. Nachdem keine 
Aussicht besteht, daß sich die Harmonisierung der 
Gesellschaftsteuer auf der Basis eines Steuersatzes 
von 2 v. H. vollzieht, die Bundesrepublik anderer- 
seits aber die Gründe für einen einheitlichen Steuer- 
satz innerhalb der Gemeinschaft respektiert, sollte 
einer vollständigen Harmonisierung auf der Basis 
eines Steuersatzes von 1 v. H. bzw. 0,5 v. H. bei 
bestimmten Gesellschaftszusammenschlüssen zuge- 
stimmt werden. Die Zustimmung der übrigen Mit- 
gliedstaaten ist ebenfalls zu erwarten. Dieser zweite 
Harmonisierungsschritt soll zum 1. Januar 1974 wirk- 
sam werden. 

Der Finanzausschuß hat dem Ziel einer vollstän- 
digen Harmonisierung der Gesellschaftsteuer eben- 
falls den Vorrang eingeräumt, nachdem der neue 
Termin zum 1. Januar 1974 eine Einbeziehung der 
veränderten Lage in die Überlegungen zur Steuer- 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2253 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


reform nahtlos ermöglicht. Er empfiehlt in Überein- 
stimmung mit den mitberatenden Ausschüssen, von 
der Vorlage Kenntnis zu nehmen. 

Die Kommission hat sich Vorbehalten, die Frage 
einer Aufhebung der Gesellschaftsteuer weiter zu 
prüfen; hierüber wird zur gegebenen Zeit zu befin- 
den sein. 

Bonn, den 18. Mai 1971 

Dr. Becker (Mönchengladbach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der Kommission — Drucksache 
VI/ 1849 — Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 18. Mai 1971 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Becker (Mönchengladbach) 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



